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VERORDNUNG (EU) 2015/...
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom ...

iiber die Ubermittlung von Angaben bei Geldtransfers

und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestlitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 114,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme der Européischen Zentralbank',

nach Anhorung des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses,

gemiB dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

! ABI. C 166 vom 12.6.2013, S. 2.

Standpunkt des Europdischen Parlaments vom ... [(ABL. ...)] [(noch nicht im Amtsblatt
veroffentlicht)] und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom ... [(ABL. ...)] [(noch nicht
im Amtsblatt veroffentlicht)]. Standpunkt des Européischen Parlaments vom ... [(ABL. ...)]
[(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht)] [und Beschluss des Rates vom ...].
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

Strome von illegalem Geld mittels Geldtransfers konnen die Integritét, die Stabilitidt und
das Ansehen des Finanzsektors schidigen und eine Bedrohung fiir den Binnenmarkt der
Union sowie die internationale Entwicklung darstellen. Geldwésche, die Finanzierung des
Terrorismus und organisierte Kriminalitit sind nach wie vor bedeutende Probleme, die auf
Ebene der Union angegangen werden sollten. Die Soliditit, Integritdt und Stabilitét des
Systems der Geldtransfers und das Vertrauen in das Finanzsystem insgesamt kdnnten
ernsthaft Schaden nehmen, wenn Straftiter und ihre Mittelsménner versuchen, die
Herkunft von Erlosen aus Straftaten zu verschleiern oder Geld fiir kriminelle Aktivititen

oder terroristische Zwecke zu transferieren.

Ohne eine Koordinierung auf Unionsebene ist es wahrscheinlich, dass Geldwéscher und
Geldgeber des Terrorismus, die Freiheit des Kapitalverkehrs im einheitlichen Finanzraum
in der Union ausnutzen, um ihren kriminellen Aktivitdten leichter nachgehen zu kénnen.
Die internationale Zusammenarbeit im Rahmen der Arbeitsgruppe "Bekdmpfung der
Geldwische und der Terrorismusfinanzierung" (Financial Action Taskforce — FATF) und
die globale Umsetzung ihrer Empfehlungen zielen auf die Vermeidung von Geldwésche

und Terrorismusfinanzierung bei Geldtransfers ab.
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3)

4)

)

Wegen des Umfangs der vorzunehmenden MafBinahmen sollte die Union gewéhrleisten,
dass die internationalen Standards zur Bekdmpfung von Geldwische, Terrorismus- und
Proliferationsfinanzierung der FATF vom 16. Februar 2012 (im Folgenden "iiberarbeitete
FATF-Empfehlungen") und insbesondere die Empfehlung 16 der FATF zum
elektronischen Zahlungsverkehr (im Folgenden "Empfehlung 16 der FATF") und die
iiberarbeitete Auslegungsnote zu deren Umsetzung in der gesamten Union einheitlich
umgesetzt werden und dass insbesondere eine Ungleich- oder Andersbehandlung von
Zahlungen innerhalb eines Mitgliedstaats einerseits und grenziiberschreitenden Zahlungen
zwischen den Mitgliedstaaten andererseits verhindert wird. Unkoordinierte MaBBnahmen
einzelner Mitgliedstaaten in Bezug auf grenziiberschreitende Geldtransfers konnten die
Funktionsweise der Zahlungssysteme auf Unionsebene erheblich beeintrichtigen und so

dem Finanzdienstleistungsbinnenmarkt schaden.

Um im internationalen Kontext einen kohdrenten Ansatz zu fordern und die Wirksamkeit
der Bekdmpfung der Geldwiasche und der Terrorismusfinanzierung zu erhéhen, sollten die
weiteren Maflnahmen der Union den Entwicklungen auf der internationalen Ebene,

namentlich den {iberarbeiteten FATF-Empfehlungen, Rechnung tragen.

Die Umsetzung und die Durchsetzung dieser Verordnung, einschlieBlich der
Empfehlung 16 der FATF, stellen sachdienliche und wirksame Mittel zur Vermeidung und

Bekdmpfung von Geldwésche und Terrorismusfinanzierung dar.
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(6)

(7

Diese Verordnung soll den Zahlungsdienstleistern oder den Personen, die ihre Dienste in
Anspruch nehmen, keine unnétigen Lasten oder Kosten auferlegen. Deshalb sollte der
priventive Ansatz zielgerichtet und verhiltnismiBig sein und in vélliger Ubereinstimmung

mit dem in der gesamten Union garantierten freien Verkehr von Kapital stehen.

In der tliberarbeiteten Strategie der Union gegen die Terrorismusfinanzierung vom 17. Juli
2008 (im Folgenden "iiberarbeitete Strategie") wurde darauf hingewiesen, dass weiterhin
Anstrengungen unternommen werden miissen, um die Terrorismusfinanzierung zu
verhindern und zu kontrollieren, wie mutmafliche Terroristen ihre eigenen finanziellen
Mittel nutzen. Es wird anerkannt, dass sich die FATF stindig um Verbesserung ihrer
Empfehlungen bemiiht und sich dafiir einsetzt, dass ihre Umsetzung auf einer
gemeinsamen Basis erfolgt. In der liberarbeiteten Strategie heilit es, dass die Umsetzung
der iiberarbeiteten FATF-Empfehlungen durch alle FATF-Mitglieder und Mitglieder
FATF-éhnlicher regionaler Gremien regelmafig beurteilt wird und daher ein gemeinsamer

Ansatz fiir die Umsetzung durch die Mitgliedstaaten wichtig ist.
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®)

Mit den Verordnungen (EG) Nr. 2580/2001", (EG) Nr. 881/2002% und (EU) Nr. 356/2010
des Rates® wurden MaBnahmen getroffen, deren Zweck es ist, die Terrorismusfinanzierung
durch Einfrieren von Geldern und der wirtschaftlichen Ressourcen bestimmter Personen,
Gruppen und Organisationen zu unterbinden. Mit dem gleichen Ziel wurden dariiber
hinaus MaBBnahmen ergriffen, deren Zweck es ist, das Finanzsystem vor der Durchleitung
von Geldern und anderen wirtschaftlichen Ressourcen fiir terroristische Zwecke zu
schiitzen. Die Richtlinie (EU) 2015/... des Europiischen Parlaments und des Rates**
enthélt eine Reihe solcher MaBBnahmen. Diese MaBBnahmen vermdgen nicht, Terroristen
oder anderen Straftétern den Zugang zu Zahlungssystemen ginzlich zu versperren und den

Transfer von Geldern auf diesem Weg vollstindig zu unterbinden.

Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 iiber spezifische, gegen
bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive MaBnahmen zur Bekdmpfung
des Terrorismus (ABI. L 344 vom 28.12.2001, S. 70).

Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 iiber die Anwendung
bestimmter spezifischer restriktiver Malnahmen gegen bestimmte Personen und
Organisationen, die mit dem Al-Qaida-Netzwerk Verbindung stehen (ABI. L 139 vom
29.5.2002, S. 9).

Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates vom 26. April 2010 iiber die Anwendung
bestimmter spezifischer restriktiver Malnahmen gegen bestimmte natiirliche oder juristische
Personen, Organisationen oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia (ABI. L 105
vom 27.4.2010, S. 1).

Richtlinie (EU) 2015/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwésche und der
Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des
Europiischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der Richtlinie 2005/60/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission
(ABL L ...).

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen und die vorstehende Fullnote ergénzen.
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9) Die liickenlose Riickverfolgbarkeit von Geldtransfers kann bei der Verhinderung,
Aufdeckung und Ermittlung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung sowie bei der
Umsetzung von restriktiven MaBBnahmen, insbesondere derjenigen, die aufgrund der
Verordnungen (EG) Nr. 2580/2001, (EG) Nr. 881/2002 und (EU) Nr. 356/2010 verhingt
wurden sowie bei der vollstindigen Einhaltung der Unionsverordnungen zur Durchfiihrung
dieser Mallnahmen, duf3erst wichtig und hilfreich sein. Um zu gewéhrleisten, dass die
Angaben wihrend der gesamten Zahlungskette weitergeleitet werden, sollte ein System
eingefiihrt werden, das die Zahlungsdienstleister dazu verpflichtet, bei einem Geldtransfer

Angaben zum Auftraggeber und zum Begiinstigten zu iibermitteln.

(10) Diese Verordnung sollte unbeschadet der restriktiven Mallnahmen aufgrund von
Verordnungen gelten, die sich auf Artikel 215 des Vertrages iliber die Arbeitsweise der
Européischen Union (AEUV) stiitzen, wie beispielsweise die Verordnungen (EG) Nr.
2580/2001, (EG) Nr. 881/2002 und (EU) Nr. 356/2010, die vorschreiben konnen, dass
Zahlungsdienstleister von Auftraggebern und von Begiinstigten sowie diejenigen von
zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister angemessene MaBBnahmen ergreifen, um
bestimmte Mittel einzufrieren, oder dass sie spezifische Beschrankungen fiir bestimmte

Geldtransfers beachten.
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(1D

(12)

Diese Verordnung sollte ebenfalls unbeschadet der nationalen Rechtsvorschriften zur
Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG des Europiischen Parlaments und des Rates' gelten.
Beispielsweise sollten zur Einhaltung dieser Verordnung erhobene personenbezogene
Daten nicht in einer Weise weiterverarbeitet werden, die mit der Richtlinie 95/46/EG
unvereinbar ist. Insbesondere sollte die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten fiir
kommerzielle Zwecke strengstens untersagt sein. Die Bekdmpfung der Geldwésche und
der Terrorismusfinanzierung wird von allen Mitgliedstaaten als wichtiges 6ffentliches
Interesse anerkannt. Bei der Anwendung dieser Verordnung sollte daher die Ubermittlung
personenbezogener Daten in ein Drittland, das kein angemessenes Schutzniveau im
Einklang mit Artikel 25 der Richtlinie 95/46/EG gewéhrleistet, nach MalB3gabe des

Artikels 26 jener Richtlinie gestattet sein. Es ist wichtig, dass Zahlungsdienstleister, die ihr
Geschift iiber Tochtergesellschaften oder Niederlassungen in verschiedenen Léndern
auBBerhalb der Union betreiben, nicht daran gehindert werden sollten, Informationen tiber
verdédchtige Transaktionen innerhalb derselben Organisation weiterzuleiten, sofern sie
angemessene Sicherungsmaflnahmen anwenden. Zusitzlich sollten die
Zahlungsdienstleister des Auftraggebers und des Begiinstigten und die
zwischengeschalteten Zahlungsdienstleister {iber geeignete technische und organisatorische
Mafnahmen zum Schutz personenbezogener Daten vor versehentlichem Verlust,

Verdnderung, unbefugter Weitergabe oder unbefugtem Zugriff verfiigen.

Personen, die ausschlieBlich in Papierform vorliegende Dokumente in elektronische Daten
umwandeln und im Rahmen eines Vertrags mit einem Zahlungsdienstleister titig sind, und
Personen, die Zahlungsdienstleistern lediglich Systeme zur Ubermittlung von Nachrichten
oder sonstige Systeme zur Unterstiitzung der Ubermittlung von Finanzmitteln oder ein
Clearing- und Abwicklungssystem zur Verfiigung stellen, fallen nicht in den

Geltungsbereich dieser Verordnung.

Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).
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(13)

(14)

Geldtransfers, die den in Artikel 3 Buchstaben a bis m und o der Richtlinie 2007/64/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates' genannten Diensten entsprechen, fallen nicht
in den Geltungsbereich dieser Verordnung. Auch Geldtransfers mit geringem Geldwésche-
oder Terrorismusfinanzierungsrisiko sollten vom Geltungsbereich dieser Verordnung
ausgenommen werden. Solche Ausnahmen sollten fiir Zahlungskarten, E-Geld-
Instrumente, Mobiltelefone oder andere im Voraus oder im Nachhinein bezahlte digitale
oder Informationstechnologie- (IT-)Gerdte mit dhnlichen Merkmalen gelten, soweit diese
ausschlieBlich zum Erwerb von Waren oder Dienstleistungen verwendet werden und bei
allen Geldtransfers die Nummer der Karte, des Instruments oder des Geréts tibermittelt
wird. Die Verwendung einer Zahlungskarte, eines E-Geld-Instruments, eines Mobiltelefons
oder eines anderen im Voraus oder im Nachhinein bezahlten digitalen oder IT-Gerdts mit
dhnlichen Merkmalen fiir einen Geldtransfer von Person zu Person fillt dagegen in den
Geltungsbereich dieser Verordnung. Dariiber hinaus sind Abhebungen von Geldautomaten,
Zahlungen von Steuern, BuBBgeldern oder anderen Abgaben, Austausch von eingelesenen
Schecks, einschlieBlich beleglosem Scheckeinzug, oder Wechsel und Geldtransfers, bei
denen sowohl der Auftraggeber als auch der Begiinstigte im eigenen Namen handelnde

Zahlungsdienstleister sind, vom Geltungsbereich dieser Verordnung ausgenommen.

Zur Beriicksichtigung der besonderen Merkmale nationaler Zahlungssysteme und unter der
Voraussetzung, dass eine Riickverfolgung des Geldtransfers bis zum Auftraggeber
jederzeit moglich ist, sollten die Mitgliedstaaten auBerdem Ausnahmeregelungen vom
Geltungsbereich dieser Verordnung fiir bestimmte innerstaatliche Geldtransfers von
geringem Wert, einschlieBlich elektronischer Girozahlungen, die fiir den Erwerb von

Waren oder Dienstleistungen verwendet werden, vorsehen konnen.

Richtlinie 2007/64/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007
iiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG,
2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG (ABI. L 319 vom
5.12.2007, S. 1).
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(15)

(16)

(17)

Zahlungsdienstleister sollten sicherstellen, dass die Angaben zum Auftraggeber und zum

Begiinstigten nicht fehlen oder unvollstindig sind.

Um die Effizienz der Zahlungssysteme nicht zu beeintrachtigen und um zwischen dem
Risiko, dass Zahlungen aufgrund zu strenger Identifikationspflichten auBerhalb des
reguldren Zahlungsverkehrs getitigt werden, und dem Terrorismusrisikopotenzial kleiner
Geldtransfers abwigen zu kdnnen, sollte bei Geldtransfers, bei denen die Uberpriifung
noch nicht ausgefiihrt worden ist, die Pflicht zur Uberpriifung der Richtigkeit der Angaben
zum Auftraggeber und zum Begiinstigten nur bei Einzelgeldtransfers, die 1 000 EUR
iibersteigen, bestehen, es sei denn, dass es Anhaltspunkte dafiir gibt, dass eine Verbindung
zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen 1 000 EUR iibersteigen wiirden, dass das
Geld als Bargeld oder anonymes E-Geld entgegengenommen oder ausgezahlt wurde, oder
dass hinreichende Griinde fiir einen Verdacht auf Geldwasche oder

Terrorismusfinanzierung vorliegen.

Bei Geldtransfers, bei denen die Uberpriifung als ausgefiihrt gilt, sollten die
Zahlungsdienstleister nicht verpflichtet sein, bei jedem Geldtransfer die Angaben zum
Auftraggeber oder zum Begiinstigten zu liberpriifen, sofern die in der Richtlinie (EU)

2015/..." niedergelegten Verpflichtungen erfiillt wurden.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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(18)

(19)

(20)

Angesichts der Rechtsakte der Union iiber Zahlungsdienste, insbesondere der Verordnung
(EG) Nr. 924/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates', der Verordnung (EU)
Nr. 260/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates” und der Richtlinie 2007/64/EG
sollte es ausreichen, fiir Geldtransfers innerhalb der Union lediglich die Ubermittlung
vereinfachter Datensétze, wie die Nummer(n) von Zahlungskonten oder eine individuelle

Transaktionskennziffer, vorzusehen.

Damit die fiir die Bekdmpfung der Geldwésche oder der Terrorismusfinanzierung
zustidndigen Behorden in Drittlindern die fiir diese Zwecke genutzten Gelder bis zu ihrem
Ursprung zuriickverfolgen konnen, sollte bei Geldtransfers aus der Union in Drittldnder die
Ubermittlung der vollstindigen Datensitze zum Auftraggeber und zum Begiinstigten
vorgeschrieben werden. Diesen Behdrden sollte nur fiir Zwecke der Verhinderung,
Aufdeckung und Ermittlung von Geldwésche und Terrorismusfinanzierung Zugang zu

vollstindigen Datensitzen zum Auftraggeber und zum Beglinstigten gewdhrt werden.

Die fiir die Bekdmpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung
verantwortlichen Stellen der Mitgliedstaaten und die zustidndigen Justiz- und
Strafverfolgungsorgane in den Mitgliedstaaten sollten die Zusammenarbeit untereinander
und mit den entsprechenden Stellen in Drittlindern, einschlieBlich in Entwicklungsléandern,
verstdarken, um die Transparenz zu erhdhen und den Austausch von Informationen und

bewihrten Verfahren weiter auszubauen.

Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. September 2009 {iber grenziiberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABI. L 266 vom 9.10.2009, S. 11).
Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mérz
2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschéftsanforderungen fiir
Uberweisungen und Lastschriften in Euro und zur Anderung der Verordnung (EG)

Nr. 924/2009 (ABIL. L 94 vom 30.3.2012, S. 22).
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21

(22)

Im Hinblick auf Geldtransfers eines einzigen Auftraggebers an mehrere Beglinstigte, die in
Form von Sammeliiberweisungen getitigt werden, sollte vorgesehen werden, dass die in
Sammeliiberweisungen enthaltenen Einzelauftrage aus der Union in Drittldnder nur die
Nummer des Zahlungskontos des Auftraggebers oder die individuelle
Transaktionskennziffer sowie die vollstdndigen Angaben zum Begilinstigten enthalten
brauchen, sofern die Sammeliiberweisung selbst mit allen erforderlichen Angaben zum
Auftraggeber, die auf ihre Richtigkeit iiberpriift wurden, wie auch mit allen erforderlichen

Angaben zum Begiinstigten, die vollstdndig riickverfolgbar sind, versehen ist.

Um tiberpriifen zu kénnen, ob bei Geldtransfers die vorgeschriebenen Angaben zum
Auftraggeber und zum Begiinstigten libermittelt werden, und um verdichtige
Transaktionen leichter ermitteln zu konnen, sollten der Zahlungsdienstleister des
Begiinstigten und der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister iiber wirksame Verfahren
verfiigen, mit deren Hilfe sie das Fehlen oder die Unvollstindigkeit von Angaben zum
Auftraggeber und zum Begiinstigten feststellen konnen. Diese Verfahren sollten eine
nachtrigliche Uberwachung oder eine Echtzeitiiberwachung umfassen, soweit dies
angemessen ist. Die zustdndigen Behorden sollten sicherstellen, dass Zahlungsdienstleister
die vorgeschriebenen Transaktionsangaben dem elektronischem Zahlungsverkehr oder
einer damit in Zusammenhang stehenden Nachricht wihrend der gesamten Zahlungskette

beifiigen.
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(23)

24)

(25)

In Anbetracht des Risikopotenzials, das anonyme Geldtransfers in Bezug auf Geldwésche
und Terrorismusfinanzierung darstellen, sollten Zahlungsdienstleister verpflichtet werden,
Angaben zum Auftraggeber und zum Begiinstigten zu verlangen. Gemdfl dem von der
FATF entwickelten risikobasierten Ansatz sollten mit Blick auf eine gezieltere
Bekdmpfung des Risikos von Geldwische und Terrorismusfinanzierung Bereiche mit
hoherem und Bereiche mit geringerem Risiko ermittelt werden. Dementsprechend sollten
der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten und der zwischengeschaltete
Zahlungsdienstleister iiber wirksame risikobasierte Verfahren verfiigen, die zur
Anwendung kommen, wenn die erforderlichen Angaben zum Auftraggeber oder zum
Begiinstigten fehlen, damit sie entscheiden kdnnen, ob der betreffende Geldtransfer
ausgeflihrt, zuriickgewiesen oder ausgesetzt wird und welche FolgemafBnahmen

angemessenerweise zu treffen sind.

Sobald der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten und der zwischengeschaltete
Zahlungsdienstleister feststellen, dass Angaben zum Auftraggeber oder zum Begiinstigten
ganz oder teilweise fehlen, sollten sie im Rahmen ihrer Risikoeinschitzung besondere
Vorsicht walten lassen und verdichtige Transaktionen gemafl den Meldepflichten der
Richtlinie (EU) 2015/..." und der nationalen MaBnahmen zur Umsetzung jener Richtlinie

den zustédndigen Behorden melden.

Die Bestimmungen iiber Geldtransfers mit fehlenden oder unvollstdndigen Angaben zum
Auftraggeber oder zum Begiinstigten gelten unbeschadet aller etwaigen Verpflichtungen
der Zahlungsdienstleister und zwischengeschalteten Zahlungsdienstleister, Geldtransfers,
die zivil-, verwaltungs- oder strafrechtliche Bestimmungen verletzen, auszusetzen und/oder

zurickzuweisen.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie

einsetzen.

5932/15

AMM/ic/mfa 12
DGG 1B DE



(26)

27)

Mit dem Ziel, die Zahlungsdienstleister dabei zu unterstiitzen, wirksame Verfahren
einzufiihren, um Fille aufzudecken, in denen sie Geldtransfers mit fehlenden oder
unvollstindigen Angaben zum Auftraggeber oder zum Beglinstigten erhalten, und um
FolgemaBnahmen zu ergreifen, sollten die Européische Aufsichtsbehorde (Europédische
Bankenaufsichtsbehorde) (EBA), die durch die Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des
Européischen Parlaments und des Rates' errichtet wurde, die Europdische
Aufsichtsbehorde (Europdische Aufsichtsbehorde fiir das Versicherungswesen und die
betriebliche Altersversorgung) (EIOPA), die durch die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010
des Europdischen Parlaments und des Rates? errichtet wurde, und die Europiische
Aufsichtsbehorde (Europédische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde) (ESMA), die
durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europiischen Parlaments und des Rates®

errichtet wurde, Leitlinien erstellen.

Damit bei der Bekdmpfung von Geldwiasche und Terrorismusfinanzierung rasch gehandelt
werden kann, sollten Zahlungsdienstleister Auskunftsersuchen zum Auftraggeber und zum
Begiinstigten, die von den fiir die Bekdmpfung von Geldwésche oder
Terrorismusfinanzierung zustindigen Behdrden des Landes, in dem diese

Zahlungsdienstleister ihren Sitz haben, stammen, unverziiglich beantworten.

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom

24. November 2010 zur Errichtung einer Europdischen Aufsichtsbehorde (Europdische
Bankenaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur
Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 15.12.2010,
S. 12).

Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom

24. November 2010 zur Errichtung einer Europdischen Aufsichtsbehdrde (Europdische
Aufsichtsbehdrde fiir das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung), zur
Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses
2009/79/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 15.12.2010, S. 48).

Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom

24. November 2010 zur Errichtung einer Europdischen Aufsichtsbehorde (Européische
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABIL. L 331 vom
15.12.2010, S. 84).
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(28)

(29)

Die Anzahl der Tage, iiber die ein Zahlungsdienstleister verfiigt, um einem
Auskunftsersuchen zum Auftraggeber nachzukommen, richtet sich nach der Anzahl der

Arbeitstage im Mitgliedstaat des Zahlungsdienstleisters des Auftraggebers.

Da bei strafrechtlichen Ermittlungen die erforderlichen Daten oder beteiligten Personen
unter Umstdnden erst viele Monate oder sogar Jahre nach dem urspriinglichen Geldtransfer
ermittelt werden konnen und um bei Ermittlungen Zugang zu wesentlichen Beweismitteln
zu haben, sollten Zahlungsdienstleister verpflichtet werden, die Angaben zum
Auftraggeber und zum Begiinstigten zu Zwecken der Verhinderung, Aufdeckung und
Ermittlung von Geldwésche und Terrorismusfinanzierung eine Zeit lang aufzubewahren.
Diese Dauer der Aufbewahrung sollte fiinf Jahre nicht iiberschreiten, nach deren Ablauf
samtliche personenbezogenen Daten vorbehaltlich anderer Vorgaben nationalen Rechts
geldscht werden sollten. Wenn dies zu Zwecken der Verhinderung, Aufdeckung oder
Ermittlung von Geldwésche oder Terrorismusfinanzierung erforderlich ist, sollten die
Mitgliedstaaten, nach Durchfiihrung einer Priifung der Erforderlichkeit und
VerhéltnismaBigkeit der Malnahme die Aufbewahrung fiir einen weiteren Zeitraum von
nicht mehr als fiinf Jahren gestatten oder vorschreiben konnen; dies gilt unbeschadet der
Beweisregelungen im nationalen Strafrecht, die auf laufende strafrechtliche Ermittlungen

und Gerichtsverfahren Anwendung finden.
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(30)

€2y

Um die Einhaltung dieser Verordnung zu verbessern, sollten im Einklang mit der
Mitteilung der Kommission vom 9. Dezember 2010 "Starkung der Sanktionsregelungen im
Finanzdienstleistungssektor" die Befugnisse der zustindigen Behorden zum Erlass von
Aufsichtsmafinahmen und zur Verhdngung von Sanktionen gestirkt werden. Es sollten
verwaltungsrechtliche Sanktionen und MaBBnahmen vorgesehen werden und die
Mitgliedstaaten sollten angesichts der Bedeutung der Bekdampfung von Geldwésche und
Terrorismusfinanzierung wirksame, verhéltnisméfBige und abschreckende Sanktionen und
MafBnahmen festlegen. Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission und den Gemeinsamen
Ausschuss von EBA, EIOPA und ESMA (im Folgenden "Europdische Aufsichtsbehdrde")

uber diese Sanktionen unterrichten.

Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfiihrung des Kapitels V dieser Verordnung zu
gewdhrleisten, sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse {ibertragen werden.
Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des

Europiischen Parlaments und des Rates' ausgeiibt werden.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(32)

(33)

(34)

Eine Reihe von Landern und Gebieten, die nicht dem Unionsgebiet angehoren, sind mit
einem Mitgliedstaat in einer Wahrungsunion verbunden oder Teil des Wéhrungsgebiets
eines Mitgliedstaats oder haben mit der durch einen Mitgliedstaat vertretenen Union eine
Wihrungsvereinbarung unterzeichnet und verfiigen iiber Zahlungsdienstleister, die
unmittelbar oder mittelbar an den Zahlungs- und Abwicklungssystemen dieses
Mitgliedstaats teilnehmen. Um zu vermeiden, dass die Anwendung dieser Verordnung auf
Geldtransfers zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten und diesen Landern oder
Gebieten fiir die Volkswirtschaften dieser Lander erhebliche Nachteile mit sich bringt,
sollte die Moglichkeit erdffnet werden, derartige Geldtransfers wie Geldtransfers innerhalb

der betreffenden Mitgliedstaaten zu behandeln.

Angesichts der Anzahl der Anderungen, die aufgrund der vorliegenden Verordnung an der
Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates’

vorgenommen werden miissten, sollte diese aus Griinden der Klarheit aufgehoben werden.

Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden konnen, sondern vielmehr wegen des Umfangs oder der Wirkungen der Maflnahme
auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags iiber die Européische Union (EUV) verankerten
Subsidiarititsprinzip tétig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der VerhdltnismaBigkeit geht diese Verordnung nicht tiber das fiir die

Verwirklichung dieser Ziele erforderliche MaR hinaus.

Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
15. November 2006 iiber die Ubermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei
Geldtransfers (ABI. L 345 vom 8.12.2006, S. 1).
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(35)

(36)

(37

Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsétzen, die mit der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union anerkannt wurden, insbesondere mit dem
Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens (Artikel 7), dem Recht auf den Schutz
personenbezogener Daten (Artikel 8), dem Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und

auf ein unparteiisches Gericht (Artikel 47) und dem Grundsatz ne bis in idem.

Um die reibungslose Einfiihrung des Rahmens zur Bekdmpfung von Geldwésche und
Terrorismusfinanzierung sicherzustellen, sollte der Geltungsbeginn dieser Verordnung mit

der Umsetzungsfrist fiir die Richtlinie (EU) 2015/ ... zusammenfallen.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte wurde geméal Artikel 28 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rats' angehért und
hat am 4. Juli 2013 eine Stellungnahme abgegeben® —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 18.
Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr
(ABI. L 8 vom 12.01.2001, S. 1).

ABI. C 32 vom 4.3.2014, S. 9.
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KAPITEL 1
GEGENSTAND, GELTUNGSBEREICH
UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

In dieser Verordnung werden Vorschriften zu den Angaben zu Auftraggebern und Begiinstigten
festgelegt, die fiir die Zwecke der Verhinderung, Aufdeckung und Ermittlung von Geldwésche und
Terrorismusfinanzierung bei Geldtransfers gleich welcher Wahrung zu iibermitteln sind, wenn

mindestens einer der am Geldtransfer beteiligten Zahlungsdienstleister seinen Sitz in der Union hat.

Artikel 2
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt fiir Geldtransfers gleich welcher Wahrung von oder an
Zahlungsdienstleister(n) oder zwischengeschaltete(n) Zahlungsdienstleister(n) mit Sitz in

der Union.

(2) Vom Geltungsbereich dieser Verordnung ausgenommen sind die in Artikel 3 Buchstaben a

bis m und o der Richtlinie 2007/64/EG aufgefiihrten Dienste.
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3)

4)

Diese Verordnung gilt nicht fiir Geldtransfers, die mit einer Zahlungskarte, einem E-Geld-
Instrument oder einem Mobiltelefon oder anderen im Voraus oder im Nachhinein
bezahlten digitalen oder IT-Gerdten mit dhnlichen Merkmalen durchgefiihrt werden, sofern

die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a)  Die Karte, das Instrument oder das Gerdt wird ausschlielich zur Bezahlung von

Waren oder Dienstleistungen verwendet und

b)  bei allen im Zuge der Transaktion durchgefiihrten Transfers wird die Nummer der

Karte, des Instruments oder des Gerits libermittelt.

Diese Verordnung findet jedoch Anwendung wenn eine Zahlungskarte, ein E-Geld-
Instrument oder ein Mobiltelefon oder andere im Voraus oder im Nachhinein bezahlte
digitale oder IT-Geréte mit &hnlichen Merkmalen verwendet werden, um einen

Geldtransfer von Person zu Person durchzufiihren.

Diese Verordnung gilt nicht fiir Personen, die lediglich Papierdokumente in elektronische
Daten umwandeln und im Rahmen eines Vertrags mit einem Zahlungsdienstleister tatig
sind, oder Personen, die Zahlungsdienstleistern lediglich ein System zur Ubermittlung von
Nachrichten oder sonstige Systeme zur Unterstiitzung der Ubermittlung von Finanzmitteln

oder ein Clearing- und Abwicklungssystem zur Verfiigung stellen.
Diese Verordnung gilt nicht fiir Geldtransfers,
a)  bei denen der Auftraggeber Bargeld von seinem eigenen Zahlungskonto abhebt;

b)  die zur Begleichung von Steuern, Bullgeldern oder anderen Abgaben innerhalb eines

Mitgliedstaats an Behorden erfolgen;
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c)  bei denen sowohl der Auftraggeber als auch der Begiinstigte in eigenem Namen

handelnde Zahlungsdienstleister sind;

d)  die mittels eines Austauschs von eingelesenen Schecks, einschlief8lich beleglosem

Scheckeinzug, durchgefiihrt werden.

(5) Ein Mitgliedstaat kann entscheiden, diese Verordnung nicht auf Inlandsgeldtransfers auf
ein Zahlungskonto eines Begiinstigten anzuwenden, auf das ausschlielich Zahlungen fiir
die Lieferung von Giitern oder Dienstleistungen vorgenommen werden konnen, wenn alle

folgenden Bedingungen erfiillt sind:
a)  Der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten unterliegt der Richtlinie (EU) 2015/...7,

b)  der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten ist in der Lage, anhand einer
individuellen Transaktionskennziffer iiber den Begiinstigten den Geldtransfer bis zu
der Person zuriickzuverfolgen, die mit dem Begiinstigten eine Vereinbarung iiber die

Lieferung von Giitern oder Dienstleistungen getroffen hat,
c) der iiberwiesene Betrag betrdagt hochstens 1 000 EUR.
Artikel 3
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

(D) "Terrorismusfinanzierung" die Terrorismusfinanzierung im Sinne des Artikels 1 Absatz 5

der Richtlinie (EU) 2015/...%;

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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2)

3)

4)

)

(6)

"Geldwiische" die in Artikel 1 Absitze 3 und 4 der Richtlinie (EU) 2015/..." genannten

Geldwischeaktivititen;

"Auftraggeber" eine Person, die als Zahlungskontoinhaber den Geldtransfer von diesem
Zahlungskonto gestattet, oder, wenn kein Zahlungskonto vorhanden ist, die den Auftrag zu

einem Geldtransfer erteilt;
"Begiinstigter" eine Person, die den Geldtransfer als Empfanger erhalten soll;

"Zahlungsdienstleister" die Kategorien von Zahlungsdienstleistern nach Artikel 1 Absatz 1
der Richtlinie 2007/64/EG, natiirliche oder juristische Personen, fiir die eine
Ausnahmeregelung gemél Artikel 26 jener Richtlinie gilt, und juristische Personen, fiir die
eine Ausnahmeregelung gemif3 Artikel 9 der Richtlinie 2009/110/EG des Europiischen

Parlaments und des Rates’ gilt, die Geldtransferdienstleistungen erbringen;

"zwischengeschalteter Zahlungsdienstleister" einen Zahlungsdienstleister, der nicht
Zahlungsdienstleister des Auftraggebers oder des Begiinstigten ist und der im Auftrag des
Zahlungsdienstleisters des Auftraggebers oder des Begiinstigten oder eines anderen
zwischengeschalteten Zahlungsdienstleisters einen Geldtransfer entgegennimmt und

ibermittelt;

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.

Richtlinie 2009/110/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. September
2009 tiiber die Aufnahme, Auslibung und Beaufsichtigung der Tatigkeit von E-Geld-
Instituten, zur Anderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung
der Richtlinie 2000/46/EG (ABI. L 267 vom 10.10.2009, S. 7).
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(7

®)

)

(10)

"Zahlungskonto" ein Zahlungskonto im Sinne des Artikels 4 Nummer 14 der Richtlinie

2007/64/EG;

"Geldbetrag" einen Geldbetrag im Sinne des Artikels 4 Nummer 15 der Richtlinie
2007/64/EG;

"Geldtransfer" jede Transaktion, die im Auftrag eines Auftraggebers zumindest teilweise
auf elektronischem Wege iiber einen Zahlungsdienstleister mit dem Ziel durchgefiihrt
wird, einem Begiinstigten {iber einen Zahlungsdienstleister einen Geldbetrag zur
Verfligung zu stellen, unabhéingig davon, ob es sich bei Auftraggeber und Begiinstigtem
um dieselbe Person handelt, und unabhéngig davon, ob es sich beim Zahlungsdienstleister
des Auftraggebers und dem Zahlungsdienstleister des Begiinstigen um ein und denselben

handelt, einschlieflich

a)  Uberweisungen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Verordnung (EU)

Nr. 260/2012;
b)  Lastschriften im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012;

c)  nationale oder grenziiberschreitende Finanztransfers im Sinne des Artikels 4

Nummer 13 der Richtlinie 2007/64/EG;

d) Transfers, die mit einer Zahlungskarte, einem E-Geld-Instrument, einem
Mobiltelefon oder einem anderen im Voraus oder im Nachhinein bezahlten digitalen

oder IT-Gerét mit dhnlichen Merkmalen durchgefiihrt werden;

"Sammeliiberweisung" eine Reihe von Einzelgeldtransfers, die fiir die Ubermittlung

geblindelt werden;
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(1D

(12)

(M

"individuelle Transaktionskennziffer" eine Buchstaben-, Zahlen- oder
Zeichenkombination, die vom Zahlungsdienstleister geméf3 den Protokollen der zur
Ausfithrung des Geldtransfers verwendeten Zahlungs- und Abwicklungs- oder
Nachrichtensysteme festgelegt wird und die Riickverfolgung der Transaktion bis zum

Auftraggeber und zum Begiinstigten ermoglicht;

"Geldtransfer von Person zu Person" einen Geldtransfer zwischen natiirlichen Personen,
die als Verbraucher handeln, und zwar zu Zwecken, die nichts mit einem Gewerbe,

Geschift oder Beruf zu tun haben.

KAPITEL 11
PFLICHTEN DER ZAHLUNGSDIENSTLEISTER

ABSCHNITT 1

PFLICHTEN DES ZAHLUNGSDIENSTLEISTERS DES AUFTRAGGEBERS

Artikel 4

Bei Geldtransfers zu iibermittelnde Angaben

Der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers stellt sicher, dass bei Geldtransfers folgende

Angaben zum Auftraggeber libermittelt werden:
a)  der Name des Auftraggebers,

b)  die Nummer des Zahlungskontos des Auftraggebers und
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)

3)

4)

)

c) die Anschrift des Auftraggebers, die Nummer eines amtlichen personlichen
Dokuments des Auftraggebers, die Kundennummer oder das Geburtsdatum und der

Geburtsort des Auftraggebers.

Der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers stellt sicher, dass bei Geldtransfers folgende

Angaben zum Begiinstigten {ibermittelt werden:
a)  der Name des Beglinstigten und
b)  die Nummer des Zahlungskontos des Beglinstigten.

Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 Buchstabe b stellt der
Zahlungsdienstleister des Auftraggebers im Falle, dass ein Geldtransfer nicht von einem
Zahlungskonto oder auf ein Zahlungskonto erfolgt sicher, dass anstelle der Nummer(n) des
Zahlungskontos bzw. der Zahlungskonten eine individuelle Transaktionskennziffer

ubermittelt wird.

Vor Durchfiihrung von Geldtransfers liberpriift der Zahlungsdienstleister des
Auftraggebers die Richtigkeit der in Absatz 1 genannten Angaben anhand von

Dokumenten, Daten oder Informationen aus einer verldsslichen und unabhéngigen Quelle.
Die in Absatz 4 genannte Uberpriifung gilt als ausgefiihrt, wenn:

a)  die Identitit des Auftraggebers gemiB Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/..."
{iberpriift wurde und die bei dieser Uberpriifung ermittelten Daten gemif Artikel 40

der genannten Richtlinie gespeichert wurden oder

b)  Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/..." auf den Auftraggeber Anwendung
findet.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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(6)

(1

)

Unbeschadet der in den Artikeln 5 und 6 vorgesehenen Ausnahmen fiihrt der
Zahlungsdienstleister des Auftraggebers keine Geldtransfers durch, bevor die

uneingeschrinkte Einhaltung dieses Artikels sichergestellt wurde.

Artikel 5

Geldtransfers innerhalb der Union

Abweichend von Artikel 4 Absétze 1 und 2 werden bei Geldtransfers, bei denen alle am
Zahlungsvorgang beteiligten Zahlungsdienstleister ihren Sitz in der Union haben,
zumindest die Nummern der Zahlungskonten des Auftraggebers und des Begiinstigten
oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, die individuelle
Transaktionskennziffer iibermittelt; dies gilt gegebenenfalls unbeschadet der in der

Verordnung (EU) Nr. 260/2012 enthaltenen Informationspflichten.

Ungeachtet des Absatzes 1 stellt der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers dem
Zahlungsdienstleister des Begiinstigten oder dem zwischengeschalteten
Zahlungsdienstleister auf dessen Antrag auf Ubermittlung von Angaben innerhalb von drei

Arbeitstagen nach Erhalt des Antrags Folgendes zur Verfligung:

a)  bei Geldtransfers von mehr als 1 000 EUR, unabhéngig davon, ob diese Transfers in
einem einzigen Transfer oder in mehreren Transfers, die verbunden zu sein scheinen,

erfolgen, Angaben zum Auftraggeber oder zum Begilinstigten gemil3 Artikel 4;
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b)  bei Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafiir
gibt, dass eine Verbindung zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem

fraglichen Geldtransfer 1 000 EUR {ibersteigen, zumindest:
1)  die Namen des Auftraggebers und des Begiinstigten und

i1)  die Nummern der Zahlungskonten des Auftraggebers und des Begiinstigten
oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, die individuelle

Transaktionskennziffer.

3) Abweichend von Artikel 4 Absatz 4 braucht der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers
bei Geldtransfers nach Absatz 2 Buchstabe b dieses Artikels die Angaben zum
Auftraggeber nicht zu iiberpriifen, es sei denn, der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers
hat
a)  die zu transferierenden Gelder in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld

entgegengenommen oder
b)  hinreichende Griinde fiir einen Verdacht auf Geldwésche oder
Terrorismusfinanzierung.
5932/15 AMM/ic/mfa 26

DGG 1B DE



(1

2

Artikel 6
Geldtransfers nach auf3erhalb der Union

Bei einer Sammeliiberweisung eines einzigen Auftraggebers an Begiinstigte, deren
Zahlungsdienstleister ihren Sitz aulerhalb der Union haben, findet Artikel 4 Absatz 1
keine Anwendung auf die in dieser Sammeliiberweisung gebiindelten Einzelauftrige,
sofern die Sammeliiberweisung die in Artikel 4 Absétze 1, 2 und 3 enthaltenen Angaben
enthdlt, diese Angaben gemal Artikel 4 Absdtze 4 und 5 liberpriift wurden und die
Einzelauftrige mit der Nummer des Zahlungskontos des Auftraggebers oder, wenn Artikel
4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, der individuellen Transaktionskennziffer versehen

sind.

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 und gegebenenfalls unbeschadet der gemil der
Verordnung (EU) Nr. 260/2012 erforderlichen Angaben, werden in Féllen, in denen der
Zahlungsdienstleister des Begiinstigten seinen Sitz auB3erhalb der Union hat, bei
Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafiir gibt, dass
eine Verbindung zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem fraglichen

Geldtransfer 1 000 EUR f{ibersteigen, zumindest folgende Angaben iibermittelt:
a)  die Namen des Auftraggebers und des Begiinstigten und

b)  die Nummern der Zahlungskonten des Auftraggebers und des Begiinstigten
oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, die individuelle

Transaktionskennziffer.
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Abweichend von Artikel 4 Absatz 4 braucht der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers
die in diesem Absatz genannten Angaben zum Auftraggeber nicht auf ihre Richtigkeit zu

iberpriifen, es sei denn, der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers hat

a)  die zu transferierenden Gelder in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld

entgegengenommen oder

b)  hinreichende Griinde fiir einen Verdacht auf Geldwéasche oder

Terrorismusfinanzierung.

ABSCHNITT 2

PFLICHTEN DES ZAHLUNGSDIENSTLEISTERS DES BEGUNSTIGTEN

Artikel 7

Feststellung fehlender Angaben zum Auftraggeber oder zum Begiinstigten

(1) Der Zahlungsdienstleister des Beglinstigten richtet wirksame Verfahren ein, mit deren
Hilfe er feststellen kann, ob die Felder fiir Angaben zum Auftraggeber und zum
Begiinstigten in dem zur Ausfiihrung des Geldtransfers verwendeten Nachrichten- oder
Zahlungs- und Abwicklungssystem unter Verwendung der im Einklang mit den
Ubereinkiinften iiber das betreffende System zuldssigen Buchstaben oder Eintriige

ausgefiillt wurden.
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2

3)

Der Zahlungsdienstleister des Beglinstigten richtet wirksame Verfahren ein,
einschlieBlich — soweit angebracht — einer nachtriglichen Uberwachung oder einer
Echtzeitiiberwachung, mit deren Hilfe er feststellen kann, ob folgende Angaben zum

Auftraggeber oder zum Begiinstigten fehlen:

a)  im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers

seinen Sitz in der Union hat, die in Artikel 5 genannten Angaben;

b)  im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers
seinen Sitz auflerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absidtze 1 und 2 genannten

Angaben ;

c¢) im Falle von Sammeliiberweisungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des
Auftraggebers seinen Sitz auBlerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absétze 1 und 2

genannten Angaben in Bezug auf die Sammeliiberweisung.

Im Falle von Geldtransfers von mehr als 1 000 EUR, unabhingig davon, ob diese Transfers
in einem einzigen Transfer oder in mehreren Transfers, die verbunden zu sein scheinen,
erfolgen, iiberpriift der Zahlungsdienstleister des Beglinstigten vor Ausfiihrung der
Gutschrift auf dem Zahlungskonto des Begiinstigten oder Bereitstellung des Geldbetrags
an den Begilinstigten die Richtigkeit der in Absatz 2 dieses Artikels genannten Angaben
zum Begiinstigten anhand von Dokumenten, Daten oder Informationen aus einer
verlédsslichen und unabhingigen Quelle, unbeschadet der in den Artikeln 69 und 70 der

Richtlinie 2007/64/EG festgelegten Anforderungen.

5932/15

AMM/ic/mfa 29
DGG 1B DE



(4) Im Falle von Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafiir
gibt, dass eine Verbindung zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem
fraglichen Geldtransfer 1 000 EUR {ibersteigen, braucht der Zahlungsdienstleister des
Begiinstigten die Richtigkeit der Angaben zum Begiinstigten nicht zu liberpriifen, es sei

denn, der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten
a)  zahlt den Geldbetrag in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld aus oder

b)  hat hinreichende Griinde fiir einen Verdacht auf Geldwésche oder

Terrorismusfinanzierung.
(5) Die in den Absitzen 3 und 4 genannte Uberpriifung gilt als ausgefiihrt, wenn:

a)  die Identitdt des Begiinstigten gemiB Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/..."*
{iberpriift wurde und die bei dieser Uberpriifung ermittelten Daten gemif Artikel 40

der genannten Richtlinie gespeichert wurden, oder

b)  Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/..." auf den Begiinstigten Anwendung
findet.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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Artikel 8
Geldtransfers mit fehlenden oder unvollstindigen Angaben

zum Aufiraggeber oder zum Begiinstigten

Der Zahlungsdienstleister des Beglinstigten richtet wirksame risikobasierte Verfahren ein,
einschlieBlich Verfahren, die sich auf die in Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/..."
genannte risikoorientierte Grundlage stiitzen, mit deren Hilfe festgestellt werden kann, ob
ein Geldtransfer, bei dem die vorgeschriebenen vollstindigen Angaben zum Auftraggeber
und zum Begiinstigten fehlen, auszufiihren, zuriickzuweisen oder auszusetzen ist, und

welche Folgemallnahmen angemessenerweise zu treffen sind.

Stellt der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten bei Erhalt von Geldtransfers fest, dass die
in Artikel 4 Absatz 1 oder Absatz 2, Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 genannten Angaben
fehlen oder unvollstandig sind oder nicht, wie in Artikel 7 Absatz 1 vorgegeben, unter
Verwendung der im Einklang mit den Ubereinkiinften iiber das Nachrichten- oder
Zahlungs- und Abwicklungssystem zulédssigen Buchstaben oder Eintrage ausgefiillt
wurden, so weist der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten auf risikoorientierter
Grundlage den Transferauftrag zuriick oder fordert die vorgeschriebenen Angaben zum
Auftraggeber und zum Begiinstigten an, bevor oder nachdem er die Gutschrift zugunsten
des Zahlungskontos des Begiinstigten ausfiihrt oder dem Beglinstigten den Geldbetrag zur
Verfiigung stellt.

Versdumt es ein Zahlungsdienstleister wiederholt, die vorgeschriebenen Angaben zum
Auftraggeber oder zum Begiinstigten vorzulegen, so ergreift der Zahlungsdienstleister des
Begiinstigten MaBnahmen, die anfianglich Verwarnungen und Fristsetzungen umfassen
konnen, bevor er entweder alle kiinftigen Transferauftridge dieses Zahlungsdienstleisters
zuriickweist oder die Geschiftsbeziechungen zu diesem Zahlungsdienstleister beschriankt

oder beendet.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.

5932/15 AMM/ic/mfa 31

DGG 1B DE



Der Zahlungsdienstleister des Beglinstigten meldet dieses Versdumnis, sowie die
ergriffenen MaBnahmen der fiir die Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften iiber die

Bekdmpfung von Geldwésche und Terrorismusfinanzierung zustdndigen Behorde.

Artikel 9

Bewertung und Verdachtsmeldung

Bei der Bewertung, ob ein Geldtransfer oder eine damit verbundene Transaktion verddchtig ist und
ob er der zentralen Meldestelle gemiB der Richtlinie (EU) 2015/..." zu melden ist, beriicksichtigt
der Zahlungsdienstleister des Begiinstigten als einen Faktor, ob Angaben zum Auftraggeber oder

zum Begiinstigten fehlen oder unvollstindig sind.

ABSCHNITT 3

PFLICHTEN ZWISCHENGESCHALTETER ZAHLUNGSDIENSTLEISTER

Artikel 10

Erhaltung der Angaben zum Auftraggeber und zum Begiinstigtem bei einem Geldtransfer

Zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister sorgen dafiir, dass alle Angaben, die sie zum
Auftraggeber und zum Begiinstigten erlangt haben und die zusammen mit einem Geldtransfer

libermittelt werden, auch bei der Weiterleitung des Transfers erhalten bleiben.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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Artikel 11

Feststellung fehlender Angaben zum Auftraggeber oder zum Begiinstigten

(1) Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister richtet wirksame Verfahren ein, mit deren
Hilfe er feststellen kann, ob die Felder fiir Angaben zum Auftraggeber und zum
Begiinstigten in dem zur Ausfiihrung des Geldtransfers verwendeten Nachrichten- oder
Zahlungs- und Abwicklungssystem unter Verwendung der im Einklang mit den
Ubereinkiinften iiber das betreffende System zuldssigen Buchstaben oder Eintriige

ausgefiillt wurden.

(2) Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister richtet wirksame Verfahren ein,
einschlieBlich — soweit angebracht — einer nachtriglichen Uberwachung oder einer
Echtzeitiiberwachung, mit deren Hilfe er feststellen kann, ob folgende Angaben zum

Auftraggeber oder zum Begiinstigten fehlen:

a)  im Falle von Geldtransfers, bei denen die Zahlungsdienstleister des Auftraggebers
und des Begiinstigten ihren Sitz in der Union haben, die in Artikel 5 genannten

Angaben;

b)  im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers
oder des Beglinstigten seinen Sitz aullerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absitze 1

und 2 genannten Angaben;

c) im Falle von Sammeliiberweisungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des
Auftraggebers oder des Begiinstigten seinen Sitz auB3erhalb der Union hat, die in

Artikel 4 Absitze 1 und 2 genannten Angaben in Bezug auf die Sammeliiberweisung.
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Artikel 12
Geldtransfers mit fehlenden Angaben zum Aufiraggeber oder zum Begiinstigten

Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister richtet wirksame risikobasierte Verfahren
ein, mit deren Hilfe festgestellt werden kann, ob ein Geldtransfer, bei dem die
vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber und zum Begiinstigten nicht enthalten sind,
auszufiihren, zuriickzuweisen oder auszusetzen ist, und welche Folgemalinahmen

angemessenerweise zu treffen sind.

Stellt der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister bei Erhalt von Geldtransfers fest, dass
die in Artikel 4 Absédtze 1 oder 2, Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 genannten Angaben
zum Auftraggeber oder zum Begiinstigen fehlen oder nicht, wie in Artikel 7 Absatz 1
vorgegeben, unter Verwendung der im Einklang mit den Ubereinkiinften iiber das
Nachrichten- oder Zahlungs- und Abwicklungssystem zuldssigen Buchstaben oder
Eintrdgen ausgefiillt wurden, so weist er auf risikoorientierter Grundlage den
Transferauftrag zuriick oder fordert die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber und

zum Begiinstigten an, , bevor oder nachdem er den Geldtransfer tibermittelt.

Versdumt es ein Zahlungsdienstleister wiederholt, die vorgeschriebenen Angaben zum
Auftraggeber oder zum Begiinstigten vorzulegen, so ergreift der zwischengeschaltete
Zahlungsdienstleister Maflnahmen, die anfianglich Verwarnungen und Fristsetzungen
umfassen kdnnen, bevor er entweder alle kiinftigen Transferauftrige dieses
Zahlungsdienstleisters zuriickweist oder die Geschéftsbeziehungen zu diesem

Zahlungsdienstleister beschriankt oder beendet.

Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister meldet dieses Versdumnis sowie die
ergriffenen MaBnahmen der fiir die Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften iiber die

Bekdmpfung von Geldwésche und Terrorismusfinanzierung zustdndigen Behorde.
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Artikel 13

Bewertung und Verdachtsmeldung

Bei der Bewertung, ob ein Geldtransfer oder eine damit verbundene Transaktion verdéchtig ist und
ob diese(r) der zentralen Meldestelle gemiB der Richtlinie (EU) 2015/..." zu melden ist,
beriicksichtigt der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister als einen Faktor, ob Angaben zum

Auftraggeber oder zum Beglinstigten fehlen.

KAPITEL I11
INFORMATIONEN, DATENSCHUTZ
UND AUFBEWAHRUNG VON AUFZEICHNUNGEN

Artikel 14

Erteilung von Informationen

Zahlungsdienstleister beantworten vollstdndig und unverziiglich, auch iiber eine zentrale
Kontaktstelle gemal3 Artikel 45 Absatz 9 der Richtlinie (EU) 2015/.. ", falls eine solche
Kontaktstelle benannt wurde, und unter Einhaltung der Verfahrensvorschriften des Rechts seines
Sitzmitgliedstaats ausschlieBlich Anfragen der fiir die Bekdmpfung von Geldwische oder
Terrorismusfinanzierung zustindigen Behorden dieses Mitgliedstaats zu den nach dieser

Verordnung vorgeschriebenen Angaben.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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3)

“4)

Artikel 15

Datenschutz

Fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung gilt die in
nationales Recht umgesetzte Richtlinie 95/46/EG. Fiir die Verarbeitung personenbezogener
Daten im Rahmen dieser Verordnung durch die Kommission oder die Européischen

Aufsichtsbehorden gilt die Verordnung (EG) Nr. 45/2001.

Personenbezogene Daten diirfen von Zahlungsdienstleistern auf der Grundlage dieser
Verordnung ausschlieBlich fiir die Zwecke der Verhinderung von Geldwische und
Terrorismusfinanzierung verarbeitet werden und nicht in einer Weise weiterverarbeitet
werden, die mit diesen Zwecken unvereinbar ist. Es ist untersagt, personenbezogene Daten

auf der Grundlage dieser Verordnung fiir kommerzielle Zwecke zu verarbeiten.

Zahlungsdienstleister stellen neuen Kunden die nach Artikel 10 der Richtlinie 95/46/EG
vorgeschriebenen Informationen zur Verfligung, bevor sie eine Geschiftsbeziehung
begriinden oder gelegentliche Transaktionen ausfiihren. Diese Informationen umfassen
insbesondere einen allgemeinen Hinweis zu den rechtlichen Pflichten der
Zahlungsdienstleister bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken der

Verhinderung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung gemif dieser Verordnung.

Zahlungsdienstleister stellen sicher, dass die Vertraulichkeit der verarbeiteten Daten

gewahrt ist.
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Artikel 16

Aufbewahrung von Aufzeichnungen

Angaben zum Auftraggeber und zum Begiinstigten diirfen nicht ldnger als unbedingt
erforderlich autbewahrt werden. Die Zahlungsdienstleister des Auftraggebers und des
Begiinstigten bewahren Aufzeichnungen der in den Artikeln 4 bis 7 genannten Angaben

fiinf Jahre lang auf.

Nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Autbewahrungsfrist stellen die
Zahlungsdienstleister sicher, dass die personenbezogenen Daten geldscht werden, es sei

denn, das nationale Recht enthélt andere Bestimmungen, die regeln, unter welchen

Umstidnden die Zahlungsdienstleister die Daten ldnger aufbewahren diirfen oder miissen.

Die Mitgliedstaaten diirfen eine weitere Aufbewahrung nur nach einer eingehenden
Priifung der Erforderlichkeit und VerhdltnisméaBigkeit einer solchen weiteren
Aufbewahrung gestatten oder vorschreiben, wenn sie dies fiir die Verhinderung,
Aufdeckung oder Ermittlung von Geldwische oder Terrorismusfinanzierung fiir
erforderlich halten. Die Frist fiir diese weitere Aufbewahrung darf einen Zeitraum von fiinf

Jahren nicht tiberschreiten.
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3)

Ist in einem Mitgliedstaat am ... ein Gerichtsverfahren betreffend die Verhinderung,
Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung von mutmaBlicher Geldwésche oder
Terrorismusfinanzierung anhéngig, und besitzt ein Zahlungsdienstleister Informationen
oder Unterlagen im Zusammenhang mit diesem anhéngigen Verfahren, so darf der
Zahlungsdienstleister diese Informationen oder Unterlagen im Einklang mit den nationalen
Rechtsvorschriften ab dem ..." fiinf Jahre lang aufbewahren. Die Mitgliedstaaten knnen
unbeschadet ihrer Beweisregelungen im nationalen Strafrecht, die auf laufende
strafrechtliche Ermittlungen und Gerichtsverfahren Anwendung finden, die Autbewahrung
dieser Informationen oder Unterlagen fiir weitere fiinf Jahre gestatten oder vorschreiben,
sofern die Erforderlichkeit und VerhédltnisméBigkeit dieser weiteren Aufbewahrung fiir die
Verhinderung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung mutmaBlicher Geldwésche oder

Terrorismusfinanzierung festgestellt wurde.

ABI.: Bitte Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung einfiigen.
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KAPITEL IV
SANKTIONEN UND UBERWACHUNG

Artikel 17

Verwaltungsrechtliche Sanktionen und Mafinahmen

Unbeschadet ihres Rechts, strafrechtliche Sanktionen vorzusehen und zu verhdngen, legen
die Mitgliedstaaten die Vorschriften fiir verwaltungsrechtliche Sanktionen und
MalBnahmen fiir Verstofle gegen die Bestimmungen dieser Verordnung fest und ergreifen
alle erforderlichen Maflnahmen, um deren Durchfiihrung zu gewéhrleisten. Die
vorgesehenen Sanktionen und Maflnahmen miissen wirksam, angemessen und
abschreckend sein und mit denen des Kapitels VI Abschnitt 4 der Richtlinie (EU) 2015/..."

in Einklang stehen.

Mitgliedstaaten konnen beschlieBen, fiir Verstofe gegen die Vorschriften dieser
Verordnung, die nach ihrem nationalen Recht strafrechtlichen Sanktionen unterliegen,
keine Vorschriften fiir verwaltungsrechtliche Sanktionen oder Maflnahmen festzulegen. In

diesem Fall teilen sie der Kommission die einschldgigen strafrechtlichen Vorschriften mit.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei fiir Zahlungsdienstleister geltenden
Verpflichtungen im Falle von Verstdfen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung nach
dem nationalen Recht Sanktionen oder MaBBnahmen gegen die Mitglieder des
Leitungsorgans und jede andere natiirliche Person, die nach nationalem Recht fiir den

VerstoB3 verantwortlich ist, verhidngt werden konnen.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.

5932/15 AMM/ic/mfa 39

DGG 1B DE



3)
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Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und dem Gemeinsamen Ausschuss der
Europiischen Aufsichtsbehorden die Vorschriften gemdB Absatz 1 bis zum ...” mit. Sie
teilen der Kommission und dem Gemeinsamen Ausschuss der Europdischen

Aufsichtsbehorden jegliche Anderung dieser Vorschriften ohne Verzégerung mit.

Die zustindigen Behorden sind gemif Artikel 58 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2015/..." "
mit allen fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Aufsichts- und
Ermittlungsbefugnissen ausgestattet. Um zu gewahrleisten, dass die
verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder MaBBnahmen die gewlinschten Ergebnisse erzielen,
arbeiten die zustidndigen Behorden bei der Wahrnehmung ihrer Befugnis zur Auferlegung
von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Mallnahmen eng zusammen und koordinieren

ihre MaBBnahmen in grenziiberschreitenden Féllen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass juristische Personen fiir Verstdfe im Sinne des
Artikels 18 verantwortlich gemacht werden kdnnen, die zu ihren Gunsten von einer Person
begangen wurden, die allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person gehandelt
hat und die aufgrund einer der folgenden Befugnisse eine Fithrungsposition innerhalb der

juristischen Person innehat:
a)  Befugnis zur Vertretung der juristischen Person,
b)  Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, oder

c¢)  Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.

*

ABI.: Bitte das Datum einfiligen: 24 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung.
ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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(7

Die Mitgliedstaaten stellen ferner sicher, dass juristische Personen verantwortlich gemacht
werden kénnen, wenn mangelnde Uberwachung oder Kontrolle durch eine Person im
Sinne des Absatzes 5 dieses Artikels das Begehen eines der in Artikel 18 genannten
VerstoBe zugunsten der juristischen Person durch eine ihr unterstellte Person ermoglicht

hat.

Die zustidndigen Behdrden iiben ihre Befugnis zum Verhdngen von verwaltungsrechtlichen

Sanktionen und Mallnahmen geméif dieser Verordnung wie folgt aus:
a)  unmittelbar;
b)  in Zusammenarbeit mit anderen Behorden;

¢) in eigener Verantwortung durch Ubertragung von Aufgaben an solche anderen

Behorden;
d)  durch Antragstellung bei den zusténdigen Justizbehdrden.

Um zu gewéhrleisten, dass die verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Mafinahmen die
gewlinschten Ergebnisse erzielen, arbeiten die zustdndigen Behorden bei der
Wahrnehmung ihrer Befugnis zum Verhéngen von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und
MafBnahmen eng zusammen und koordinieren ihre Maflnahmen in grenziiberschreitenden

Fillen.
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Artikel 18

Besondere Bestimmungen

Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten, dass ihre verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maflnahmen
fiir die im Folgenden genannten Verstof3e zumindest die verwaltungsrechtlichen Sanktionen und

MaBnahmen nach Artikel 59 Absitze 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2015/..." umfassen:

a) wiederholte oder systematische Nichtiibermittlung vorgeschriebener Angaben zum
Auftraggeber oder zum Begiinstigten durch einen Zahlungsdienstleister unter Versto3

gegen die Artikel 4, 5 oder 6;

b) wiederholtes, systematisches oder schweres Versdumnis eines Zahlungsdienstleisters, die

Aufbewahrung von Aufzeichnungen gemil Artikel 16 sicherzustellen;

c) Versdumnis eines Zahlungsdienstleisters, wirksame risikobasierte Verfahren einzufiihren,

unter Verstofl gegen Artikel 8 oder Artikel 12;

d) schwerwiegender Versto3 zwischengeschalteter Zahlungsdienstleister gegen Artikel 11

oder 12.

Artikel 19

Bekanntmachung von Sanktionen und Mafsnahmen

Im Einklang mit Artikel 60 Absitze 1, 2 und 3 Richtlinie (EU) 2015/..." machen die zustindigen
Behorden verwaltungsrechtliche Sanktionen und MafBBnahmen, die in den Artikel 17 und 18 dieser
Verordnung genannten Féllen verhéngt werden, unverziiglich unter Nennung der Art und des
Wesens des Verstofes und der Identitét der fiir den Verstof3 verantwortlichen Personen dffentlich

bekannt, falls dies nach einer Priifung im Einzelfall erforderlich und verhdltnismafBig ist.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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Artikel 20

Anwendung von Sanktionen und Mafsnahmen durch die zustindigen Behorden

Bei der Festlegung der Art der verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Ma3nahmen und
der Hohe der GeldbuB3en beriicksichtigen die zustidndigen Behdrden alle maB3geblichen
Umstinde, darunter auch die in Artikel 60 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2015/..."

genannten.

In Bezug auf gemif dieser Verordnung verhéngte verwaltungsrechtliche Sanktionen und

MalBnahmen gilt Artikel 62 der Richtlinie (EU) 2015/.. O

Artikel 21
Meldung von Verstofien

Die Mitgliedstaaten richten wirksame Mechanismen ein, um die Meldung von Verstdf3en

gegen diese Verordnung an die zustdndigen Behorden zu fordern.

Diese Mechanismen umfassen zumindest die in Artikel 61 Absatz 2 der Richtlinie (EU)

2015/..." genannten.

Die Zahlungsdienstleister richten in Zusammenarbeit mit den zustindigen Behdrden
angemessene interne Verfahren ein, tiber die ihre Mitarbeiter oder Personen in einer
vergleichbaren Position Verstdfe intern iiber einen sicheren, unabhéngigen, spezifischen
und anonymen Weg melden konnen und der in Bezug auf die Art und die GroBe des

betreffenden Zahlungsdienstleisters verhdltnismiBig ist.

ABIL.: Bitte Nummer der auf der Grundlage von COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie
einsetzen.
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Artikel 22
Uberwachung

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die zustdndigen Behorden eine wirksame
Uberwachung durchfiihren und die erforderlichen Manahmen treffen, um die Einhaltung
dieser Verordnung sicherzustellen, und fordern durch wirksame Mechanismen die
Meldung von Verstofen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung an die zustindigen

Behorden.

(2) Nachdem die Mitgliedstaaten der Kommission und dem Gemeinsamen Ausschuss der
Europiischen Aufsichtsbehorden gemall Artikel 17 Absatz 3 die in Absatz 1 dieses
Artikels genannten Vorschriften mitgeteilt haben, {ibermittelt die Kommission dem
Européischen Parlament und dem Rat einen Bericht {iber die Anwendung des Kapitels IV,

insbesondere im Hinblick auf grenziiberschreitende Félle.

KAPITEL V
DURCHFUHRUNGSBEFUGNISSE

Artikel 23

Ausschussverfahren

(D) Die Kommission wird vom Ausschuss zur Verhinderung der Geldwische und der
Terrorismusfinanzierung (im Folgenden "Ausschuss") unterstiitzt. Der Ausschuss ist ein

Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

KAPITEL VI
AUSNAHMEREGELUNGEN

Artikel 24

Vereinbarungen mit Ldndern und Gebieten, die nicht Teil des Unionsgebiets sind

(1) Die Kommission kann jedem Mitgliedstaat gestatten, mit einem Land oder Gebiet, das
nicht zum rdumlichen Geltungsbereich des EUV und des AEUV im Sinne des Artikels 355
AEUV gehort (im Folgenden "betreffendes Land oder Gebiet"), eine Vereinbarung mit
Ausnahmeregelungen zu dieser Verordnung zu schlieBen, um zu ermdglichen, dass
Geldtransfers zwischen diesem Land oder Gebiet und dem betreffenden Mitgliedstaat wie

Geldtransfers innerhalb dieses Mitgliedstaats behandelt werden.

Solche Vereinbarungen kdnnen nur gestattet werden, wenn alle nachfolgenden

Bedingungen erfiillt sind:

a)  Das betreffende Land oder Gebiet ist mit dem betreffenden Mitgliedstaat in einer
Wihrungsunion verbunden oder Teil seines Wahrungsgebiets oder hat eine
Wihrungsvereinbarung mit der durch einen Mitgliedstaat vertretenen Union

unterzeichnet;

b)  Zahlungsdienstleister in dem betreffenden Land oder Gebiet nehmen unmittelbar
oder mittelbar an den Zahlungs- und Abwicklungssystemen in dem betreffenden

Mitgliedstaat teil, und
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“4)

)

(6)

c) as betreffende Land oder Gebiet schreibt den in seinen Zustindigkeitsbereich
fallenden Zahlungsdienstleistern vor, dieselben Bestimmungen wie nach dieser

Verordnung anzuwenden.

Will ein Mitgliedstaat eine Vereinbarung gemif3 Absatz 1 schlieBen, so richtet er einen
entsprechenden Antrag an die Kommission und liefert ihr alle Informationen, die fiir die

Beurteilung des Antrags erforderlich sind.

Sobald ein solcher Antrag bei der Kommission eingeht, werden Geldtransfers zwischen
diesem Mitgliedstaat und dem betreffenden Land oder Gebiet bis zu einer Entscheidung
nach dem Verfahren dieses Artikels vorlaufig wie Geldtransfers innerhalb dieses

Mitgliedstaats behandelt.

Ist die Kommission innerhalb von zwei Monate nach Eingang des Antrags der Ansicht,
dass sie nicht iiber alle fiir die Beurteilung des Antrags erforderlichen Informationen
verfiigt, so nimmt sie mit dem betreffenden Mitgliedstaat Kontakt auf und teilt ihm mit,

welche Informationen sie dariiber hinaus benétigt.

Innerhalb von einem Monat, nachdem die Kommission alle Informationen erhalten hat, die
sie fiir eine Beurteilung des Antrags fiir erforderlich hilt, teilt sie dies dem antragstellenden

Mitgliedstaat mit und leitet den anderen Mitgliedstaaten Kopien des Antrags weiter.

Innerhalb von drei Monaten nach der Mitteilung nach Absatz 5 dieses Artikels entscheidet
die Kommission gemif3 Artikel 23 Absatz 2, ob sie dem betreffenden Mitgliedstaat den
Abschluss der Vereinbarung, die Gegenstand des Antrags ist, gestattet.

Die Kommission erlésst auf jeden Fall innerhalb von 18 Monaten nach Eingang des

Antrags eine Entscheidung nach Unterabsatz 1.
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(7

Bis zum ...” iibermitteln die Mitgliedstaaten, denen gemiB dem Durchfiihrungsbeschluss
2012/43/EU der Kommissionl, dem Beschluss 2010/259/EU der Kommission?, dem
Beschluss 2009/853/EG der Kommission® oder dem Beschluss 2008/982/EG der
Kommission® gestattet wurde, Vereinbarungen mit einem betreffenden Land oder Gebiet
zu schlieBen, der Kommission aktualisierte Informationen, die fiir eine Beurteilung nach

Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe c¢ erforderlich sind.

ABL. bitte Datum einsetzen: 21 Monte nach dem Inkrafttreten der auf der Grundlage von
COD 2013/0025 angenommenen Richtlinie.

Durchfiihrungsbeschluss 2012/43/EU der Kommission vom 25. Januar 2012 zur
Ermichtigung des Konigreichs Danemark gemif3 der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des
Europiischen Parlaments und des Rates, eine Vereinbarung mit Gronland und den Faréern
zu schlieBen, damit Geldtransfers zwischen Ddanemark und jedem dieser Gebiete wie
innerdénische Geldtransfers behandelt werden konnen (ABI. L 24 vom 27.1.2012, S. 12).
Beschluss 2010/259/EU der Kommission vom 4. Mai 2010 zur Erméchtigung der
Franzosischen Republik gemil der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europdischen
Parlaments und des Rates, eine Vereinbarung mit dem Fiirstentum Monaco zu schlief3en,
damit Geldtransfers zwischen der Franzosischen Republik und dem Fiirstentum Monaco wie
innerfranzosische Geldtransfers behandelt werden konnen (ABI. L 112 vom 5.5.2010, S.
23).

Entscheidung 2009/853/EG der Kommission vom 26. November 2009 zur Erméchtigung
Frankreichs, gemif der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Européischen Parlaments und
des Rates eine Vereinbarung mit St. Pierre und Miquelon, Mayotte, Neukaledonien,
Franzosisch-Polynesien beziehungsweise Wallis und Futuna zu schliefen, damit
Geldtransfers zwischen Frankreich und diesen Gebieten wie Geldtransfers innerhalb
Frankreichs behandelt werden konnen (ABI. L 312 vom 27.11.2009, S. 71).

Entscheidung 2008/982/EG der Kommission vom 8. Dezember 2008 betreffend die
Genehmigung fiir das Vereinigte Konigreich zum Abschluss einer Vereinbarung mit der
Vogtei Jersey (Bailiwick of Jersey), der Vogtei Guernsey (Bailiwick of Guernsey) und der
Isle of Man, der zufolge Geldtransfers zwischen dem Vereinigten Konigreich und jedes
dieser Gebiete gemall der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europédischen Parlaments
und des Rates als Geldtransfers innerhalb des Vereinigten Konigreichs behandelt werden
(ABI. L 352 vom 31.12.2008, S. 34).
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Innerhalb von drei Monaten nach Erhalt dieser Informationen priift die Kommission die
iibermittelten Informationen, um sicherzustellen, dass das betreffende Land oder Gebiet
den in seinen Zustdndigkeitsbereich fallenden Zahlungsdienstleistern vorschreibt,
dieselben Bestimmungen anzuwenden wie nach dieser Verordnung. Falls die Kommission
nach dieser Priifung der Auffassung ist, dass die Bedingung nach Absatz 1 Unterabsatz 2
Buchstabe ¢ nicht mehr erfiillt ist, hebt sie den einschlidgigen Beschluss oder

Durchfiihrungsbeschluss der Kommission auf.

Artikel 25

Leitlinien

Die Europiischen Aufsichtsbehorden geben bis zum ...~ fiir die zustindigen Behérden und
Zahlungsdienstleister gemdf3 Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, der Verordnung (EU)
Nr. 1094/2010 und der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 Leitlinien zu den geméal der vorliegenden
Verordnung, insbesondere hinsichtlich der Anwendung der Artikel 7, 8, 11 und 12, zu ergreifenden

MalBnahmen heraus.

KAPITEL VII
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 26
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006

Die Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 wird aufgehoben.

ABI.: Bitte Datum einfiligen: zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung.
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Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende

Verordnung und sind nach Mal3gabe der Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.
Artikel 27
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem ...".

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu ...

Fiir das Europdische Parlament Fiir den Rat

Der Prisident Der Prdisident

2013/0025 angenommenen Richtlinie.

ABIL.: Bitte Datum einfligen: zwei Jahre nach Inkrafttreten der auf der Grundlage von COD
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ANHANG

Entsprechungstabelle

Verordnung (EG) Nr. 1781/2006

Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 3

Artikel 3 Artikel 2

Artikel 4 Artikel 4 Absatz 1

Artikel 5 Artikel 4

Artikel 6 Artikel 5

Artikel 7 Artikel 7

Artikel 8 Artikel 7

Artikel 9 Artikel 8

Artikel 10 Artikel 9

Artikel 11 Artikel 16

Artikel 12 Artikel 10
Artikel 11
Artikel 12
Artikel 13

Artikel 13 -

Artikel 14 Artikel 15

Artikel 15 Artikel 17 bis 22

Artikel 16 Artikel 23

Artikel 17 Artikel 24

Artikel 18 -

Artikel 19 -
Artikel 26

Artikel 20 Artikel 27
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	a) Die Karte, das Instrument oder das Gerät wird ausschließlich zur Bezahlung von Waren oder Dienstleistungen verwendet und
	b) bei allen im Zuge der Transaktion durchgeführten Transfers wird die Nummer der Karte, des Instruments oder des Geräts übermittelt.
	Diese Verordnung findet jedoch Anwendung wenn eine Zahlungskarte, ein E-Geld-Instrument oder ein Mobiltelefon oder andere im Voraus oder im Nachhinein bezahlte digitale oder IT-Geräte mit ähnlichen Merkmalen verwendet werden, um einen Geldtransfer von...
	Diese Verordnung gilt nicht für Geldtransfers,
	a) bei denen der Auftraggeber Bargeld von seinem eigenen Zahlungskonto abhebt;
	b) die zur Begleichung von Steuern, Bußgeldern oder anderen Abgaben innerhalb eines Mitgliedstaats an Behörden erfolgen;
	c) bei denen sowohl der Auftraggeber als auch der Begünstigte in eigenem Namen handelnde Zahlungsdienstleister sind;
	d) die mittels eines Austauschs von eingelesenen Schecks, einschließlich beleglosem Scheckeinzug, durchgeführt werden.
	a) Der Zahlungsdienstleister des Begünstigten unterliegt der Richtlinie (EU) 2015/…21F*,
	b) der Zahlungsdienstleister des Begünstigten ist in der Lage, anhand einer individuellen Transaktionskennziffer über den Begünstigten den Geldtransfer bis zu der Person zurückzuverfolgen, die mit dem Begünstigten eine Vereinbarung über die Lieferung ...
	c) der überwiesene Betrag beträgt höchstens 1 000 EUR.
	a) Überweisungen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012;
	b) Lastschriften im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 260/2012;
	c) nationale oder grenzüberschreitende Finanztransfers im Sinne des Artikels 4 Nummer 13 der Richtlinie 2007/64/EG;
	d) Transfers, die mit einer Zahlungskarte, einem E-Geld-Instrument, einem Mobiltelefon oder einem anderen im Voraus oder im Nachhinein bezahlten digitalen oder IT-Gerät mit ähnlichen Merkmalen durchgeführt werden;
	a) der Name des Auftraggebers,
	b) die Nummer des Zahlungskontos des Auftraggebers und
	c) die Anschrift des Auftraggebers, die Nummer eines amtlichen persönlichen Dokuments des Auftraggebers, die Kundennummer oder das Geburtsdatum und der Geburtsort des Auftraggebers.
	a) der Name des Begünstigten und
	b) die Nummer des Zahlungskontos des Begünstigten.
	a) die Identität des Auftraggebers gemäß Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/…24F* überprüft wurde und die bei dieser Überprüfung ermittelten Daten gemäß Artikel 40 der genannten Richtlinie gespeichert wurden oder
	b) Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/…( auf den Auftraggeber Anwendung findet.
	a) bei Geldtransfers von mehr als 1 000 EUR, unabhängig davon, ob diese Transfers in einem einzigen Transfer oder in mehreren Transfers, die verbunden zu sein scheinen, erfolgen, Angaben zum Auftraggeber oder zum Begünstigten gemäß Artikel 4;
	b) bei Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass eine Verbindung zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem fraglichen Geldtransfer 1 000 EUR übersteigen, zumindest:
	i) die Namen des Auftraggebers und des Begünstigten und
	ii) die Nummern der Zahlungskonten des Auftraggebers und des Begünstigten oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, die individuelle Transaktionskennziffer.

	a) die zu transferierenden Gelder in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld entgegengenommen oder
	b) hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung.
	a) die Namen des Auftraggebers und des Begünstigten und
	b) die Nummern der Zahlungskonten des Auftraggebers und des Begünstigten oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, die individuelle Transaktionskennziffer.

	Abweichend von Artikel 4 Absatz 4 braucht der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers die in diesem Absatz genannten Angaben zum Auftraggeber nicht auf ihre Richtigkeit zu überprüfen, es sei denn, der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers hat
	a) die zu transferierenden Gelder in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld entgegengenommen oder
	b) hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung.

	a) im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers seinen Sitz in der Union hat, die in Artikel 5 genannten Angaben;
	b) im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers seinen Sitz außerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absätze 1 und 2 genannten Angaben ;
	c) im Falle von Sammelüberweisungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers seinen Sitz außerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absätze 1 und 2 genannten Angaben in Bezug auf die Sammelüberweisung.
	a) zahlt den Geldbetrag in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld aus oder
	b) hat hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung.
	a) die Identität des Begünstigten gemäß Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/…25F*( überprüft wurde und die bei dieser Überprüfung ermittelten Daten gemäß Artikel 40 der genannten Richtlinie gespeichert wurden, oder
	b) Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/…( auf den Begünstigten Anwendung findet.
	Stellt der Zahlungsdienstleister des Begünstigten bei Erhalt von Geldtransfers fest, dass die in Artikel 4 Absatz 1 oder Absatz 2, Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 genannten Angaben fehlen oder unvollständig sind oder nicht, wie in Artikel 7 Absatz 1...
	Der Zahlungsdienstleister des Begünstigten meldet dieses Versäumnis, sowie die ergriffenen Maßnahmen der für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörde.
	a) im Falle von Geldtransfers, bei denen die Zahlungsdienstleister des Auftraggebers und des Begünstigten ihren Sitz in der Union haben, die in Artikel 5 genannten Angaben;
	b) im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers oder des Begünstigten seinen Sitz außerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absätze 1 und 2 genannten Angaben;
	c) im Falle von Sammelüberweisungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des Auftraggebers oder des Begünstigten seinen Sitz außerhalb der Union hat, die in Artikel 4 Absätze 1 und 2 genannten Angaben in Bezug auf die Sammelüberweisung.
	Stellt der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister bei Erhalt von Geldtransfers fest, dass die in Artikel 4 Absätze 1 oder 2, Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 genannten Angaben zum Auftraggeber oder zum Begünstigen fehlen oder nicht, wie in Artikel...
	Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister meldet dieses Versäumnis sowie die ergriffenen Maßnahmen der für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörde.
	Mitgliedstaaten können beschließen, für Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung, die nach ihrem nationalen Recht strafrechtlichen Sanktionen unterliegen, keine Vorschriften für verwaltungsrechtliche Sanktionen oder Maßnahmen festzulegen. In ...
	a) Befugnis zur Vertretung der juristischen Person,
	b) Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, oder
	c) Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.
	a) unmittelbar;
	b) in Zusammenarbeit mit anderen Behörden;
	c) in eigener Verantwortung durch Übertragung von Aufgaben an solche anderen Behörden;
	d) durch Antragstellung bei den zuständigen Justizbehörden.
	Um zu gewährleisten, dass die verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Maßnahmen die gewünschten Ergebnisse erzielen, arbeiten die zuständigen Behörden bei der Wahrnehmung ihrer Befugnis zum Verhängen von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maßnahmen ...
	Diese Mechanismen umfassen zumindest die in Artikel 61 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/…* genannten.
	Solche Vereinbarungen können nur gestattet werden, wenn alle nachfolgenden Bedingungen erfüllt sind:
	a) Das betreffende Land oder Gebiet ist mit dem betreffenden Mitgliedstaat in einer Währungsunion verbunden oder Teil seines Währungsgebiets oder hat eine Währungsvereinbarung mit der durch einen Mitgliedstaat vertretenen Union unterzeichnet;
	b) Zahlungsdienstleister in dem betreffenden Land oder Gebiet nehmen unmittelbar oder mittelbar an den Zahlungs- und Abwicklungssystemen in dem betreffenden Mitgliedstaat teil, und
	c) as betreffende Land oder Gebiet schreibt den in seinen Zuständigkeitsbereich fallenden Zahlungsdienstleistern vor, dieselben Bestimmungen wie nach dieser Verordnung anzuwenden.
	Die Kommission erlässt auf jeden Fall innerhalb von 18 Monaten nach Eingang des Antrags eine Entscheidung nach Unterabsatz 1.
	Innerhalb von drei Monaten nach Erhalt dieser Informationen prüft die Kommission die übermittelten Informationen, um sicherzustellen, dass das betreffende Land oder Gebiet den in seinen Zuständigkeitsbereich fallenden Zahlungsdienstleistern vorschrei...

